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Steuerge etzgebung und Wohnungsbau.
Von Architekt (8. D, A.) 6enrg Ster-..

Nachdem von den verantwortIichen SteHen erkannt wurde, daß
'Clie Zwangshewirtschaftung der Wohnungen mit ihrer Nicdrig­
haItung der Mieten in der jetzigen Form notwendigerweise zu einer
Verewigung der Wohn1lngsnot führen muß, wird seit eilliger Zeit
mit kleineren und größeren Mitteln versucht, diese sich zu einer
gefährlichen Krankheit am Volkskörper auswachsende \Volmungs­
lIOt zu bekämpfen. Zu diesem Zwecke sind neben der Gewähr" ."
von ZuschüSSCJJ aus öffentlichen I\iitteh, besonders steuerliche Er­
leichtenmgel1 fiir solche Erbauer von Kleinwohnungen in Aussicht
gestellt, weJche derartige ZuschÜsse nicht in Anspruch nehmen.

Als erster Schritt in dieser letzteren Richtung können die Bc­
'Stimmungen des   59 der Novelle zum EinkommeIJsteuergesetz vom
24. März 1921 angesehen v/erden.

Bei nicht aHzu engherziger AusleguHg dieses   59 durch die
Veranlagungs- und R.echtsmittelbehörden kann damit immerhin Er­
sprießliches gcgen die W ohl1ungsnot geleistet werden. PUr den
Bauenden dÜrfte deshalb die Kenntnis dieser Bestimmungen und
jhrer Auslegung -von Bedeutung sein. Der   59 lautet:

Bei Ermiiielung des steuerbarcn Einkommens können }n Ahzng
gebracht \verdeu:
a)' Aufwendungen fHr Neubeschaffl1ng von Kleinwohnungen. die in

den Jahren ]920 bis eiI1schIießlicll 1923 baulich beendet worden
sind sofern die. Verwendung der Bauten zu Kleinwohnl1ngs­
zwe'cken für mindestens fÜnfzehn' Jahre von der Fertigstellung
ab gesichert ist, jedoch nicIlt ilber den Betrag hinaus, um den
die Anhvendungen den gemeinen \\'ert der Bauten oder die
durch sie eingetretene \VertcrhöhulJg der Gebäude iibersteigen.
Die Vorschrift findet keine Anwendung. soweit die Aufwen­
tiungen hereits nach Maß?;abe dieses Gesetzes bei Ermittelung
des steuerharen Einkonnnens berücksichtigt worden sind. YCl"­
äußert der :-:;teucrpfIichtige das Gebäude '"01' Ablanf von fiillf­
zeblI Jahrc!!. <;0 \vird seinem steuerbaren Einkommen der Be­
trag der stencrfreien Anfwendung:en inso\veit hinZ1J?;crechnet,
als  ie den Unterschied zwischen dem Veräußcrllngsprcis und
dem gemeinen Wert nicht Übersteigen. der hei F.:rmittelung der
abzugsfähigeJI Aufwendungen zugrunde gelegt worden ist:

1)) Beträge, die der Sfeuerpflichtige gemeiutliitzigcn Vereinigungen
und GeseJlschafteu in den Jahren 1920 his €inschJießlich 1923
zugewendet hat. sofem diese Vereinigungcn oder GcseJI­
schaften sa{zungsgemtiH und tatsächlich ausschließlich die
Förderung des KleinwohnuI1gsbaucs bezweckeu.
Ob fiir eine Vereinigung- oder GescJischaft anzuerkennen ist,

Jaß sie! die Voraussetzungen des Absatzes 1 eriiillt. hes.fimmt das
Landesfinanzamt im Bel1elullCl1 mit der zusti-indigeu Land'esbehörde.
Der Reichsminiskr der Finanzen muR mit Zustimmung des R.eichs­
rats nähc! e BestimnmTJgcn ilber dic Voraussetzung diesc-r An­
erkenn unp. erlassen. Ge cll die Entschcid[\n  des Landesfil1anz­
amtes ist uie Beschwerde an den ReichsHnanzhof ge.\.::ehen: der
Reicl1sfilHliJzhof cIJtscheidet im Beschlußverfahren

Schon in den erstell Sätzen des( Absatzes ,.a" ist eIne Menge
von Begriffen (enthalten. dic ohne AusfÜhrungsbestimmungen sicher
die unterschiedlichste Aus!egll!]g: seitens der örtlichen Veran­
Jagungsbehörden finden werde}]. Dabei sind leider nur beim Ab..
'Sa'tz .,b" der Erlasse beso!Jdere Ausfilhrungsbestimm1.lngen seitens
des Finallzmillisters unter Mitwirku:1R des R.eichsrat vorgesehen.

. Das Bauen ist in der Regel ein Vorgang von erhebHcher wirt­
schaftlicher Bedeutung- fÜr den Ballherrn und es muß verlangt
werden daß die Gesetze eine derartig- klare Formulierung erhalten.
da:ß de;' Finanzplan fÜr ein Bauvor11aben mit nicht allzu vielen.
JInhckannlclI Größcn belastet wird.

SChOll dCf ßeg,riif .,KJeinwoll1luilgen" ist gesctzlich je ver­
schieden festgelcgt im Grunderwerbssteuergesetz, im Einkommen­
s-teuergesetz, im Sinne der Bestimmungen Über Baukostenzuschüsse.
Eine neue festJegung dieses Begriffes ist inzwischen vom R.eichs­
minister der Fhlanzen im E1Jtwurf einer Verordnung zur Ausfiihrung
des $ 59 b des Einkomrne!lsteucrg-csctzcs d'ern R.eichsrate vorgelegt
lind auch angenommen worden. Es kann vorausgesetzt werden.
daß diese Bestimmungen demnächst derr \'-eranlagungsbehörden zu­
gehen uneI daR sie anch sinngemiiß auf den. * 59 a an}.!;ewendet
werden.

Soweit der BegrjIi ."Kleimvohnungell" darin festgelegt wird.
sollen djese BcstiJ mUngel1 wegen ihrer grundlc.I!enden \Vicl1tigkeit
,\;örtlich \viedergc. cbell werden. Sie lau[(m:
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"KleinwohnunK.s:bauteh im
solChe .Neu- oder :Umbauteu,
wohnungen hergesf:j llt werd n.
soIch'e für -Minderbemittelte bestimmte ,Wohnungen, bei denen
'der Flächeninhalt der nutzbaren WohnfIäche  . (Wohn-, Schlaf­
räume, KÜche) 90 l!nd, soweit es sich um. Eckwohnqugen handelt,
100 Qm nicht überst igt und die Nebenräume in den ortsüblichen
GreIJzen bJeibeu. Wohnungen. welche. die-se Größe- um ein ge­
ringes Maß übersteigen, si.tJ-d als Kleimvohmmgen dann anzuseheTJ,
wenn die Mehrfläche durch eine' wirtschaftlich notwendige
GrundrißgestaHung dcr Bauplätze bedingt ist oder ',renn es sich
um Wohnungen tiir kinderrciche Familien handeJt.

Nicht ausgeschlossen ist, daß in ID:ii1<::hen Gegenden nach
dCI1 besonderen örtlichen Verhältnissen (insbesondere bei Flach­
bauten auf eiern Lande) al/ch Wonnun!{c:J. deren nutzbare Wohn­
fläche Lioer die sich aus Abs. 1 ergebenden Gre'lzen hinausgeht aus
anderen Gesichtspunkten als KJeinwohnun!<:cn angesehen werden.
Zulässi.  ist schließlich, daß bei geschlossenen Kleimvohnungs­
siedlungen Läden, Werkstätten und äbniiche Rillune und An­
lagen. sofern sie zur Befriedigung der BedÜrfnisse der Bewohner
der Siedelutlg" erforderlich sind. eingebaut werden."

ZUlJächst ist ZI1 bedauern, daß die \:\lühJtatea des S 59 nicht
jedem Steuerzahler. \veIcher für sich oder andere Wohnungen ohne
Haukostenzllschiisse erbaut. zugute kommen soBen.

Durch Festsetzung: einer oberen Grenze des vom steucr­
pflichtigen F.inkOlUrJlcn abzugsfähigen, unrentierlichell'Bauanfwalid'es
iiir die \Vohnung wiirde sich erreichen lassen. daß der Steuer­
ausfall fiir das Reich beim Bau größerer Wohnun)(cn nicht erheb­
licher wh G. als beim Bau von Kleinwohnungen.

Eine unter Umständen hemmende. jedenfaHs aher iiberflÜssige
Festsctznng is  durch die abc!! \Yie-dergegebenen Ausjührjungs­
bestimmungen getroffen worden durch den im Gesetz nicht ent­
haltenen Zllsatz. Q<lR die Kleill\vohnungen für MinderbemitteJte be­
stimmt sein müssen. Dieser an skh vage Begriff iSt heute in einem
Gesetz zur förderung des Wohnungsbaues um SD unangebrachter,
als die Kreise. welche frÜher auf KleimYobJ111ng n angev.ies.en
Waren, heute ihrem Einkommen nach häufig über den Kreisen
stehen. die mit RÜcksicht auf dte Erhaltung einer gewissen W o11n­
kuIÜI1 bei kleinerem Einkommen unter Tra. l1ng manchcr EIH­
hehrungen größere Wohnl1t1.p;en bewohnen.

f'iir wirklich Bcmitte1te werden KJeiuv.'o!lIlungen auch wohl
Ilur in den seltensten fällen erbaut \verde11. Aus diesen GrÜndel1
"-nre zur Vermeidnl1R von Unklarheiten dieser Zusatz fraglos
hcss'cr fortgeblieben.

Be.!. TiißcTlswcrt iSt die durch die t'orml1Henmg der vorstehen­
(Ien A1Jsfiihmn sbestimmt1ngen aIs einwandfrei anzusehende rest­
"teilung, daß auch durch Umhau hergestellte Kleinwohnungen unter
da  Gesetz faUcH. Diese TatsacJ1c konnte zwar scholl aus dem
chlt1ß des   59 a her elcitet werden. immerhin ist ihre ausdrück­
liche FestJegullI!. von Wert.

Eine Menge weiterer Fra cll ist durch die oben wieder­
o,:,egehenen Ausfiihrungsbestimmull?:en noch llngcklb.1't gebHeben und
Herr Architekt B.D.A. Krüger hatte es deshalb in dankens­
werter Weisel ilbernommen, in seiner EÜ:;enschaft als Mitgl ed des
Reichswirtschaftsrates an den lierrn Reichsminister der rmall1.en
cntsprechende Anfragen zu richten.

In dCf Sitzung des fiuanzpolitischen Ausschusses des ReL hs.
wirtschafIsrates am 4. Juni 1921 standen dIese Anfragen zur Ver­
handlun . Neben der bereits besprochenen Fes.tstellung des Be
!-':riffes  Klejn\Vohnl1ngen" und der Anwendung des   59 auch aUl

ihnbaut n hand eHe es sich be )Onders um die Fest!egung v
Richtlinien zur Feststellung des gemeinen W,ertes der, Bant n. D
Vertreter des ReicJJsfinanzministeriums war der AnsIcht. daß das
Reichsfinallzministerium solche Normen nur in dem R:ahmen g ben
li:önue, in dem es sic bereits für die feststel1ung d s gememen
Wcrtes zum Zwecke der Verallla Ullg des Relchsnotoprers und  el
Kriegssteuer gegeben habe. Die Feststellung selbst miisse. durch
die Finanzämter geschehen u:nd dem SteuerpfIichtig n ble!be es
dann Überlassen,  eg-cn diese Feststelhmg die gcsetZ!1chen. R:chts­
mittel anzuwendeu. -- Eine dera tige Iiandhab    kann :,e:lg ?
friedi eil, cjeUIl die Präxis der veranlagmlgsbcnorden b , .,.  elg
i ß : nach der Auffassung der Leiter der ehlzc]ner, Fmanzamtc,
e ;:stsetzullg des g meinen 'vV,ertcs von; G bäu etl 1JD_ch. g und­
verschiedenen Gesichtspunkten stattfindet. :0,10 mog]kh , In Ihren
Ergebtlissen lIn C"w[sse, dabei aber kostspicl1t>,c und zettfaubenqe



Anwendung der RechtsmitteJ ist, sicher nicht verjockend. Man
-..vird nur bei voHständig klaren Bestimmungcn erreichen kannen,
daß die gewüJJsch e Wirkung, näm]j h die liebung des W ohnun9:s­
baues eintri'tt.' Eine Möglichkeit, kla.re Bestimmungen wenigstens
örtlich zu erreichen, ist durch direkte Verhandlungen mit den
einzelnen Finanzämtern fmmerhin noch gegeben. In Hannover
sind soJche Vt.rhandJuugen augebaJmt und versprechen ein gutes
Ergebnis, Dort soH der gemeine Wert der Bauten bzw. die durch
Schaffung neuer Wohnungen eiIJgetretene. Werterhöhlmg der' Ge­
bäude! durch Kapitalisierung der entsprechenden ortsüblichen Vor­
kriegsmiete mit einem angcmcsscnel1 Prozentsatz ermittelt werden.
War es vor dem Kriege übliclJ. bei ffauskäufen deli gemeinen Wert
der Gnmdstlicke durch Kapitalisierung der Mieten mit einem Satze
yon 6 bfs 7 v. tL zu herechnen, so trägt man den veränderten
Verhältnissen sicher ausreichOJd Rechnl!n , "\venn man heute einen
Satz von 4 bis 5 v. tI. zugrunde le t. Dadurch wird der gemeine
Wert scJ10n um etwa dIe flälite höher ais der Vorkriegswert fest­
RcIegt. Eine einfache Mdglfchkcft ZUr Nachprüfung der angenom­
menen Vorkrieg'smieteu ist dadurch zu schaffell, daß den Finanz­
ämtern al!s einigen Beispielen errechnete Mietpreiszahlen. bezogen
auf ein Quadratmeter Wol111miche, an die Iiand gegeben werden.

Ist der gemeine Wert eincs Ocbaudes ermittelt; so ergibt sich
der Betrag, welciler auf Grund der Bestimmnngen des 9 59 vom
'1tcucrpf!ichtJgen Einkommen abgezo?:cn werden kann, einfach aus
der BiIdmg der DIifp,1 enz zwischen deli wirklichen tIersteHUl1gS­
kost eIl ulld dem gemeinen \.Vert. Rechnet man di  Aufwendungen
für den Grund und Boden niellt zu den rlerstelIuugskosten, so ist
auch bei Festsetzung der ortsifbIichen Friedensmiete die R.ente
für die BodenbeJlUtzlIllZ anßer Ansatz zu lassen; so daß also auch
der gemeinc Wert entspredlend niedriger ausfällt.

Da es unter Umställden von Belang sein könnte. so sei hier­
mit darauf hingewiesen, daJl der Begriff des gemeinen Wertes in
der Reichsabgabenordnung- festgelegt und in steuerlicher liinsicht
ausschließlich danach zu beurteilen ist; das Einkommensteuer­
g-esetz selbst enthält keine Definition. Di-e Reichsabgabenordnung
sagt In S 138:

"Der gemeine Wert ist durch den Preis bestimmt, der im
gewöl1lJlichen Geschäftsverkehr nach der Beschaffenheit des
Gegel);;ta1!des unter Berücksichtigung aUer den Preis beein­
fIlJssendcn Umstünde bei einer Vertiußerung zu erzielen wäre.
Ul1gcwö!Jn!ichc oder lediglich persönliche Verhältnisse sind nicht
zu heriicksichti..I!:en. Der Begriff des gemeinen W\crtes selbst setzt
aber voraus daß man den Veräußerungspreis veranschlagt, und
zwar unter' A\\sschIuJl allel ungewöhnlichen oder lediglich per
SÖJ1!ichcIJ VerhäJtnisse, wobei, wie die Verhandlungen zur
Reichsabgabenorduung und auch Zu 9 59 und   59 a des Ein.
kommcJisteuerg-esetzes ergaben, inshesondere auch die Verhält­
nisse auszuscheiden sind, die sich durch die schwankende Valuta
ergeben. Es soll ebelJ der Wert gesciJätzt werden, der, wie sich
damals die Antragsteller ausdrÜckten. dauernd dem betreffenden
Gegenstande zukommen wird."

Weiter war klarzustellen, ob der Abzug des sogenannten Jlü
rentier lichen Bauaufwandes, das ist der Unterschied zwischen lier­
ste!lutlgskosten lInd gemeincm Wert, vom steuerpflichtigen Ei l­
kommen auch zulassig ist, wenn jemand eine Kleinwohnung für
:.ich baut, oder eine oder mehrere Kleinwolmungen für seine An­
!4"estcJ!ten oder Arbeiter, Ocr Vertreter dies Reichsministe'rs der
Finanzen fiIhrte dazu aus:

..Es ist weiter angeregt worden, auch den Selbsterbau€ru,
also denjenigen, die inr sich s('lbst eine KJeinwohnung bauen, die
Vef.!:;iiJlstigung des   59 Abs. 1 a zuzugestehen. Ich glaube, das
Gesetz bietet ketne andere Auslegungsmöglichkeit. Es ist ja
nicht gesagt, daß AufwenduI1gen iHr die Neuerschaffllng von
Kletnwo1mungen nur für Dritte abzu,Q;sfähi  sind, sondern es sind
ja aIlgemein Aufwendungen fiir die Neuerschaffung von Klein­
wohnungen abzugsfähig, sofern dic Verwendung der Bauten Zl
KleiuwohnungsZ\vecken gesichert ist. Auch fijr die Selbst­
erbauer dUrfte wohl d'er V orteiJ des 9 59 demnächst von der
RechÜ:;prechung anerkannt werden.

Weiter ist darauf hingewiesen worden, .daß viele Leute IJe­
reit 'seien, und es als eine moralische Pflicht betrachteten, fiir Be­
amte und Angestellte Kleinwohnung-en zu errichten. Die Frage
der BerÜcksichtigung der Aufwendungen fHr Kleiowohnungs­
bauten rur Beamte und AngesteHte ist hekanntlicI! im Reichstage
auch eingehend erörtert worden. Die Atlfwcndungen für solche
KleinwolIU11l1gCn sind-aUerdings nur in zweiter Linie nach .& 59

abzugsfallig. in erster Lin e naclt,, .. 33 a des,Ejnkommen teuf;r­
gesetzes ' W,enn nämlich diese "Kleinwohnungen 'zum' B6triebs-_
vermögen des einzelnen Gewe betreibenden oder Landwirts ge­
hören, wenn sie also ein Bestandteil seines Betriebsvermägens,
Werk\vohnungcn, Arbe1terwohnungeu, Angestelltenwohnungeil'
sind, dann <;ind sie nach S 33 a zu beurteiJen, d. h. bei der' Bilanz
oder bei der Berechnung des Betriebs_ oder Geschäftsgev..inns­
ind einmal die tatsächlichen Aufwendungen in Abzug zu brIngen,.
und fur die Schlußbilan  ist der Anschafiungspreis oder der ge­
meine \V crt ciuzusteJIen. Der Pflichtigc kann also statt des An­
sc.haiffullgsprefses in diesen FäHen ohne weiteres den gemeinen
\Vert einstellen. Tut er das nicht, steUt er den Anschaifungs..
preis dieser Rauten selbst ein, so kommt nur in zweiter Linie.
9 59 4.hs, 1 a in Betracht. und er kann dann besonders diese
Mehraufwend!Jon en in Abzug bringen. Deshalb steht auch in
59 ausdrücklich:

,.Die Vorschrift findet keine AnvtertdlJ1Jg, soweit die >\U1­
wendungen bereits nach Maßgabe c.1ieses Gesetzes bei Er­
mittlung des steuerbaren Einkommens berückslehtigt \'I/orden
sind.

Das soH gerade den fall treffen, daß filr Werkwohnl1ngen
scholl bei Berechmmg des Betriebs_ od'er Geschäff<;gewillns Ab­
züge gemacht worden sind."

Schließlic11 wurde noch angefragt, in welchem; Zeitraum der
ullrentierlichc Bauaufwand vom steuerpflichtigen Einkommen ab­
gezogen "\verden könne und dabei darauf hingewiesen, daß eine
weitreichende \Virkung des Gcsetzes auf die Be!c!Jull?: des Woh­
nungsbaues nur dann erreicht werden könne, wenn dieser Abzug
llie1!t mIr in dem Jahre der FcrtigsteJiung der Bauten zulässig sei,
sondern solange, bis der unrentierliche Bauauiwand gegel1 steuer­
pflichtiges Einkommen aufJterechnet sei. Die Erklärungen, die der
Vertreter des Reichsministers der Finanzen in dieser Beziehung
gab, gingen dahin, daß l1ach dem Gesetz eine derartige Verteilllng
der Abziige auf mehrere Jahre nicht zulässig sei, un  zwar auc"h
dann nicht, \"\'elln jemand zur Bestreitung der Baukosten eine An­
leihe aufn;'ihme und nun die einzelnen Til l1ngsbeträge in mehreren
Jahren, entsprechend ihrer FälIigkeit. abzjehen waUe.
Es ll1a  zutreffen, daß das Gesetz in seiner jetzigen Form eine
derartige 'Möglichkeit nicht zuläßt, dann enthält es aber eine un­
gerechtfertigte Iiärte gegen£iher den k1eineren Steuerzahlern und
müß abgeiilJdert werden.

f.ine wei1ere Begünstigung der  roßen Steuerzahler Hegt
darin. daß je nach dem Stellcrsatz, der ja bekanntlich bei ganz
v;roßen Einkommen his 21J 60 V. IL steigt, auch ein entsprechend
großer Teil des unrenticrJichen Bauallfwandes dureh ersparte
StelJen! gedeckt wird. Mciner Ansicht nach könnte man alle diese
sozial ungerechten Wirkungen dl1rch fo1gendcl1 kurzen Zusatz aus­
merzen:

..Die dllreh den Abzug dcs unrcntierlichen Bauaufwandes
vom steuerpflichtigen Einkommen für den StelJerpiIichtigen er­
sparten StclJern, dÜrfen in jed'em raUe die IitiJfte des unrentier­
Jichen Bauauiwaudes alJsmachelJ. Dabei ist es unerJ1eblich, ob
die Höhe des steuerpflichtigen Einkommens diesen Abzug in
einem odor in mehreren Jahren zuläßt."

Durch eine derartige Erweiterung des Gesetzes würde für aUe
Bauenden der gleiche Vorteil gewährt und die hciJsamen Wir
hngcn gegen die \Vohnungsnot würden sicher sehr weittragende
sein; da selbst ein Angreifen der Vermögenssubstanz für Bau­
lustige in der Zeit der drohenden Vermägensabgaben nichts Be­
iingstigendes an sich haben kann, wcnn damit Steuerfreiheit auf
eine Reihe von Jahren erkauft werden kann und andererseits in
den ersteJiten Bauten sichere Werte! mit GewinnmögUchkeiten für
die Zukunft geschaffen werden.

Dem Staate aber muß daran liegen, so schnell als ID.oglfch mit
der \Vohnungsnot einen Zustand beseitigt zu' sehen, der die Gesund­
heit UHd. Arbeitsfreudigkeit weiter Kreise bedroht.

Bei der Bedeutung des   59 des c;nkornmeustenergesetzes für
aBe am Bauwesen Beteiligtcn würde ein Zusammenwirken der
4rchitelden mit den Organisationen ,de!:> J-Jandwerkes zur Beseiti
gung der angedentct\J)1 Mitngel des Gesetzes  icher VOll \N-ert sein.c=c

Verschiedenes.
Der neue Wiederauibaukommissar "on Batocki. Kommerzien­

rat Dr. GIIggenheimer hat das auf wiederholten W\.msch des Reichs­
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. kabinetts 'im .Mai d. j. Übernommene Amt des ReiChsJ.tomm1ssars
zur A'usführung von Aufbauarbeiten in den zerstörten Gebieten
niedergelegt. An seiner Stelle hat der R.eichspräsident den Ober­
präsid.ent a. D. VOll Batocki zum Reichskommissar ehrenamtlichernannt. d.

Aufnahmeprüfung an Baugewerkscbulen. Der prBußische
J\'linister für tland el und Gewerbe hat nach der "Baugewerks­
Zeihmg" folgJep.de Bestimmungen getroffen. Wenn jemand die Auf­
nahrne-prüfung trir eine höhere als die fÜnfte Klasse einer Bal!
gewerkschule nicht besta1l.den hat, soll es ihm nicht möglich sein,
unter Verschweigung des ungunstigen Priifungsergebnisses und
obne Geiegeilheit zur VervoJlkommung seincr Kenntnisse gehabt zu
haben, alsbald eine Wiederholung der Prüfung an einer anderen
AnstaIi herbeizuführen. Der Direktor der Anstalt ist deshalb ver­
pflichtet, in je em Fall eines solchen Nichtbestehens der Prüfung
ofort aIJen Hllderen gleichgestellten Bau!l:ewerkschulen MitteilUJlg
:tu machen. Außerdem hat, wer eine A'ufnahmeprüfung hir eine
höhere als die fünfte KJasse ablegen wilJ, vorher eine :Erklärung
darÜher abzlI eben, ob er bereits an einer anderen Schule sich
einer AufnahmeprÜfung fÜr dieselbe Klasse unterzogen hat. ae.

Sonderlehrgang für Lebdu'äite aß Baugewerkschulen im Lehm­
bau. Auf GNmd vieJfacher Anregungen allS den Kreisen der Bau­
g-ewc-rksschulen hat sich di-:: "Lehr_ und Versuchsstelle iiir' Natur.
bauweisen" in Sorau N.-L.' entschlossen, einen Sonder1chrgang für
Lehrkräfte an Baugewerkschulcn zu veranstalten. Der Lehrgang
heginnt Dienstag, detl 4. Oktober, morgens 8 Uhr. und endigt Sonn_
abcnJ., den 8. Okto'ber, mittags.

Der M..iI1[stei' für Handcl nnd Gewerbe (Berlin) hat durch Ver­
fij-g!mg vom 29. j'uJi 21 ------< IV. 8768 ------" seine grundsät.liiche Bereit­
\\-'ilJigkeit ausgesprochcll. den Teilnehmern auf Antraf!, eine Staats­
beihilfe zu bewHJigcl1. Die Gebühr für die Teilnahme an dem Lehr­
gmlg beträgt 75 Mark. Unterkunft und Verpflc lll1g wird' aufW'uJJsch vermittelt. d.

Lehmschindeldach und FeuerversichcrungsgeseUscbaften Die
Landfeuersozietät der Provinz Brandenburg will den Bes Hder­
heUen des LehmschilldcIdaches durch folgcnde Vorschriften Rech­
nung trag-en: 1. Die fIerstelll1ng und dauernde Instandha1tun  des-_
LehmschindeJdaches haben nach festen. amtlich anerkarmten Richt­
linieu zu erfolgen. Einem derartip; in seine!' Beschafienheit lind
I:rhaltl!II  gesicherte11 Dache \vi!"d l eine Sonderstellung eingeräul11t.
2. FÜr dichten Anschluß der Lehmschicht des Daches an das Maucr_
werk ist Sorge zn tragen, damit die übertragung des Feuers von
innen nach außen und umgekehrt verhindert wird. Traufbretter
und Wfndfederu sollen deshalb möglichst einen feuersicheren
Anstrich oder Putz erhaltcn. 3. feuerungen sind vorschriitsmäßig
und feuersicher anzulegen und die Schornsteine so zu sichern, daß
das Dach durCh Funke1l\yurf nicht gefährdet werden kann. 4. Das
Lehmschindeldach ist auf EinzeI- oder höchstens Doppelhäuser zu
beschränken. Rcihenhiillser diiJ;fen nicht mit Lehmschindeln gedeckt
werden. Außerdem müssen diese Gebände von solchen mit rein
"\veicher Bedachung einen Abstand von mindestens 20 m, VOn Ge­
bÜuden mit gleicher Bedachung VOll mindestens 15 meinhalten.

Siedlungshäuser dürfen auf Grund eingehender Erwägung; im
Gebiet der Sozietät. aJso auf dCII! platten Lande, mit dem Beitrag­
satz von 4 Ma'rk für das Tausend Versicherungsst1mme belegt
werden. Das wäre gegenüber dem Satz für weichgedeckte Wohn­
gebäude eine Ermäßigung von rund 38 v. H. Die Vorzüge
des Lehmschindeldaches wÜrden damit weitgehendste WÜrdigung
finden.

\Vie berichtet wird. sieht das preußische WohIfahrtsministerium
auch diese SteJiuUlwahme, die immerhin noch günstiger ist, als die­
jenige der deutschen Feuerversicherungsgesellschaften, nicht für
alJSfCichend an. Es hat daher weitere Schritte zur Förderung derA tlgelegenheit eingeleitet. ae.

I

Für die Praxis.
Die Verwendung von I(a;bldkalk. In Anbetracht der immer

]Joch bestehe!1den BalJstoffnot dürfte es angebracht erscheinen, die
Aufmerksamkeit auf einen Baustoff zu lenken, der heutigeJ;ltags in
Vcrkermn"ng seiner Eigenschaften noch zum größten Teil vöUig un­
beachtet bleibt und als scheinbar wertloses Restprodl1kt auf Schutt­
und Schlackenhalden oder dem!' abgelagert wird. Neben den
Schlacken, die man endlich hegin t, zu Bausteinen zu verarbeiten,
ist dies der Karbidkalk, VOn dem in jedem grÖßeren Werke häufig
sehr erhebliche Mengen abfallen und verloren gehen. Zur Auf­
klürul1f!; sol1 ,daher im folgenden an Hand der-chemischen formeln

gezeigt werden,
setzung dem.
_chemische
der Natur gewonnen wird, lautet:
seIben erfolgt eine Teilung in CaG
säure), welch letztere jedoch durch den entweicht.
so daß also nur noch CaO, der eigentliche gebrannte Kalk übrig
bleibt. Wird dieser gebrannte Kalk mit Wasser übergossen, so
erhält man CaO, (gebrannten KaJk) + fuO (\Vasser Ca(OtIh
= Ätzkalk oder gelöschter Kalk. Die chemische formel iür
Kalziumkarbid lautet: _ CaCo>. Zw cks Gewinnung von AzetYlen­
g.as ist Wasserzusatz erforderlich nach der formel CaCo> + 2ihO,
WobeI resultiert C2th (Azeiylctl) + Ca(OtI)  OÜzkalk). Czth ent­
weicht hierbei, so daß also als Rückstand übrig bleibt Ca(OIi):! =
Ätzkalk oder Karbidkalk, genau "'.vie oben. Demnach müssen alich
die Eigenschaften von  etöschtenJ Kalk und von Karbidkalk genau
ciieselben sein, aUerdin-gs nur dann, weIjll letzterer ebenso  uf­
bewahrt und behandelt wird, als gelöschter KaJk. In Verkennung
dcr EiR:enschaften von Karbidkalk mag ';$ aber woll] vorgekommen
sein, daß dieser nach längerer Lnp,crung im Freten dureh Anziehung
\'011 Kohlensäure seine Bindekraft verloreu hat LIud außerdem
durch Beimengung Von Schmutz, Büdt;n lind dergi, unbrauchbar
wurde, wodurch das Vorurteil bey;riindet sein mag. welches man
in vielen Kreisen dem Karbidkalk gC.Q:enüber noch antrifft.

Es läge daher sowohl im Interesse der Sauwirtschaft, wie
auch der Karbid verarbeitenden Werke, Karbidkalk nur: in ein­
wandfreien, am besten gemauerteJl Gruben abzulagern und dem
Bauhandel zu angemessenen Preisen ZUr Verfiigtillg zu stellen. In
unserer heutigen armen Zeit. wo alles knapp ist, sollte ein so wert­
voller Stoff, wie ihn Karhidkaik darstellt, nicht elnfaeh als \vert!os
weggeschüttet. sondern restJos verarbeitet werden. Schreibe..
dieses hat die VerweHdtln  VOll Karhidkalk ::teil etwa 3 Jahren bei
größeren Breslauer Bauten kennen gelernt und sind ihm nachteilige
folgen hierbei nicht bekannt geworden. Ob von anderer Seite
cgentei1ige Erfahrungen mit Karbidkalk gemacht sinll. wäre aller­
din s fÜr die Baufachwelt von Interesse 711 erfahren, Meines Er­
achtens nach dürfte dies aber in den hereits erwähnten Umstii.!1den
seine Ursache babeu, und % sollte daher im Intcresse der für uns.
so driJl.{ etld notwendigen Sparsamkeit. die nichts unbcniitzt ver­
loren  ehcn hIssen darf, der vorschriftsmäßigen Lagerung lind
VCT\vcndung von Karbidkalk für Bauzwecke cin wenig mehr Be­
achtung- geschenkt werden, als es bisher der Fall war. SoUten
diese ZeiJen dazu beitragen, diesem Ziele etwas näher ZI1 kommen,
dann wäre ihr Zweck erfiiJlt. Fe I i x Pet er:;.

ßücherschau.
KegeJförmige BehäIterböden, -Dächer lIud SJIotrichter. Von Dr.­

InK. P. Kanu. 40 Seiten, 16 Abb. \Vii!!. Ernst ll. Sohn, BerIin
Geh. 16,50 Mark.

Der Verfasser gibt ein Verfahren zur angenähertcn Berech­
nung: von Kegelschalen aus Beton und Eisenheton :wf Orund dcr
Elastizitätstheorie. Wertvoll ist die Anwendutlg des Ycrfahrcns
<IM Zahlenbeispiek und die "Zusamme11fassun  der Er!l:ebldsse" zu
fest a !sgepragten Leitsätzen .für die Bercchnung solcher Bauteile.
Die Arbeit ist als Beitrag ZIlT Vervollständigung dcr wisscn­
schaftHchen Statik zu b wertell und wird jedem wi11kommcIl sein,
der aus wirtschaftlichen oder Sicherheitsgründen (z. B. bel
größeren Abmessutlgen) in die genauere Berechnung derartigerBankörper eintreten muR. M. P.

c ===== tI
Statik.

Eiserne Bolzen im Holzbau.
Von Professor 11'1. PrcHS. Hres!au.

Man hat zn unterscheiden zwischen den Belzen, die lJur zum
Zusammenhalten von tfölzeru dienen. damit die. unmittelbare Kraft­
überiragllll,:r von liolz zu Ho}?: dauernd sichergestellt igt, und den
Bolzen. die durch ihre Schub- und BiegHtJgsfestigkeit seibst die
Kraitübertragung vermitteln. Bei diesen spielt anch der Leibungs­
dmck auf das fIolz eine beachtenswerte "RoHe. Der Querschnitt
der ersten Bolzen, der Haff-, Halte- oder Sicherheitsbo[zcn kann
im allgemeinen nach rein praktischen Gesichtspunkten ge\\r-ählt
werden; der der zweiten Art, der Kraftbolzen, ist nach den
R egeln der Festigkeitslehre zu bemessen.

Ich entnehme das fOlgende Beispiel einer mir gelegentlich
zur Prüfung vorgelegten statischen Berecbmmg, nm an diesem



.einfachsten flaUe die Wirkung und Be-rechtlung der Bolzen zu
zeigen. t:sist der Stoß der Zugstange eines Dachbillders, -die bei
voller Belastung einen Zug von 2500u kg, bei stündiger Belastung
(ohne Wind und Schnee) einen solchen von 14000 kg auf­
zunehmen hat.

,@.I2    (jjJ;
-----...-.x--11+O_14-0+1..0

Abb.1.

Der Stoß isl gedeckt durch zwei flachei-scnbänder von je
12,130 Qmm Querschnitt; der ZUg wird jederseits des Stoßes
durch 5 Bolzen VOll 23 rum 0 aufgenommen. Die Berechnung
weist folgende Beanspruchungen nach:

26 000
18' 17.7
26 000

.
5' 18' 2,3

Z. 1,2' 10,7

5' 2.4,16
"Leibungsdruck 26 000

5 . 2 0 1,2 . 2,3
Auf die Biegungsrechnung für die Bolzen geht der Festigkeits­

nachweis nicht ein; mit gutem Grunde: Der Leibungsdruck aUf
das HoJz ist gleichrncißig verteilt angenommen; er gibt fLir den

Bolzen ein I3iegungsmoment M = 26  o    !  = 11 700 cmkg, für

das ei!1 Widerstandsmoment W = l/  O = rd. 10 cm 3 nötig wäre

d. h. em Bollendurchmesser d = 1110:10 = 4,7 cm (W = rd 0,] - d 3 )
Odcr an 2"er BoJzen mit W = 1,22 cm 3 müßten vorhanden seit!

In =  ..QQ...:l _ = 40 Stück. Das ist ein für die Ausführung
8 ' 1 200 ' 1,22

unmöglicher Wert.
Die Biegungsspannung der wirklich vorhandenen Bolzen er

hält man für volle Belastung zu

Gi = 1 ,  0 = 9600 kg/qcm,
für die ständige Belastung zu

02 = 14 OOO  = 5080 kg/qcm.5' 8' 1,22
Beide Werte iiberschreiten die Bruchgrem;e; )lach dieser Be­
rechnung ist also "icht nur keine Sicherheit vorhanden, sondern
schon ul1!er der ständigen Last der Bru h unvermeidlich,

Die Praxis zeigt aber, daß die Verbindung hält; sie zieht
daraus den richtigen Schluß: die Berechnung ist falsch, und ver­
zichtet darauf ..auf Grund ihrer Erfahrungen",

Mit den ..:Erfahrungel1  ist es nun eine eigene Sache: man
kalltl nur "erf<;lhrell  auf Grund tatsiichlicher Ausführungen, d. h.
auf Grund fest bestimmter Maße, eben der Maße dcr Ausführung.
mese Erfahrungen auf andere Maßverhä!tnisse ituszudehnen, ist
unsachlich und recht zweifelhaH. Das vorliegende Beispiel zeigt
das recht einleuchtend: bei geringerer ffoizbreite wird das
BiegungsmomerÜ kleiner und damit die Tragfähigkeit des Bolzens
größer, bei größerer Holzbreite würden die Verhältnisse noch un­
günstiger werden als die obige Rechnung zeigt. Wo Hegt die
Grenze, bis. zu der nian die Erfahrung In diesem faUe noch als
berechtigt anerkennen darf? für .den gewissenhaften Konstrukteur­
ist es iedellfa!Js ein recht ungemÜtlicher Zustand, wenn er sich
nicht einmal annähernd zahlenmäßig Rechenschaft über den
Si herheitswert einer Verbindung geben kann.

Im vorliegenden Fa!le hat die Erfahrung zum guten Teile,
recht:

L Ist die Biegungsrechnung falsch, weil.sie von der Annahme
gleichmäßig "verteilten Leibungsd.ruckes ausgeht.

Holz auf Zug 12 I{gfqcm

Abscheren 10

Leibungsdruck 125

l:isenlasche auf Zug , 1010

Bolzen auf Abscheren 625

942

2..' Ist dIe Spannungsberechnung falsch für SpannpngswerteUbe.f ­
der Proportjona:litäJs renze. Bach sa#t, ierüher ir -seinem Werke
"Elastizität und. Pestig-keit": ..Der der Biegut,gsprobe unterworfene
Körper sei so. belastet, daß die Spann9ng in- der äußersten Faser
gerade der Proportlollalitätsgrenze entspricht. Dann. erfolgt die[-fr

Abb_ 2. Abb.3,
Sp-annungsvertei!ung nach Maßgabe der Abb. 2. Steigern wir die­
Belastung derart, daß in den äußersten Fasern d e Streck- bzw.
Quetschgrenze Überschritten wird. so geben die außen gelegenen
Fasern verhältnismäßig rasch nach. Die nach innen gelegenen
Fasern werden dagegen verhältnismäßig stark zur übertragung
des biegenden Moments herangezogen: Die Spannuugsverteilung
gestaltet sich etwa wic in Abb. 3 dargestellt. , .. Ein Bruch tritt
meist überhaupt nicht ein, nur eine große Durchblegung,

3. Eben dicse große Durchbiegung kann dann nicht eintreten,
wenn der Bolzen allseitig fest im Loch steckt, da sie durch den
Gegendruck (Leihungsdruck) des liolzes verhindert wlrd  Dieser
Widerstand des Iiolzes gegen dic Durchbiegung ist natürlich um
so wirksamer, je satter der Bolzen ins Loch paßt.

4, So lange die Mutter fest angezogen sitzt, wird das
Biegungsmonent noch verringert durch eine Einspannunp: der
Enden (Einspannungsmoment t». Die Durchbiegung bringt eine
Drehung der Eltden mit sich, welche die Mutter einseitig allpreßt.
Zur Biegung Immll1t damit eine einseitige Zugbelastung, deren
Moment das Biegungsmoment te[!weise aufhebt. Es ist aber
zweifelhaft, wie weit mit dics('m Umstande gerechnet werden
darf, da beim Schwinden des Bolzes der feste Sitz der Mutter
nicht dauernd erhalten bleibt. Da außerdem eine Proberechnung
g-ezeigt hat. daß durch das Einspannungsmoment für die Tragfähigkeit
des Bolzens nur wenig gewonnen wird, soll es in den folgenden
1(cchnutlgen  arnicht erst berücksichtigt werden.
. Die Berücksichtigung aBer dieser Umstände muß es ermög­

lichen, die F.rgebnisse der Festigkeitsrechnung mit den 1:1'­
fahrupgen der Praxis in Einklang zu bringen. Gelingt dies, dann
ist man imstande, deI} Sicherheitswert auch solcher Verblndungen
richtig zu beurteilen, die ihren ,'laßen nach außerhalb der bereits
gewonncnen Erfahrungeu liegen. Der Versuch soll im folgenden
gemacht werden.

Die erste Frage Jst: Wie ver t c i I t si!; h der Lei b u n g s­
druck auf die Länge des Bolzens?

I tMl t
Abb.4. Abb,5. Abb, 6.

Denken wir uns die Selastung des Bolzens von Null an
wachsend, so wird zunä.chst ein gleichmäßig verteilter Zustand
nach Abb. 4 eintreten. Unter diesem beginnt der Bolzen sich
durchzubiegen. Dabei werden die äußeren Iiolzfasern mehr zu­
sammengedrückt als die mittleren: die mittleren Fasem werden
entlastet auf Kosten der äußeren, Es wird sich ein Belastungs­
zustand nach Abb.5 einstellen. Die Abb. .zeigt gleichzeitig die
Einspannungswirkung des Kopfes bzw, der Mutter. Es ergibt
sich also schließlich das Belas'tungsbiJd der Abb.6 mit den CIll­
spannungsmomenten l'. (Schluß folgt.)

Einladung zur Mitarbeit.
Kurze A,uflid:ze  ber FeflHg eitsverhjjltniss.. einzehter BautelltJ und Baulitoft'e,

a()wIo a11gemem wu:httg" oder besonders l.emerkeiJ,swerte Fcstigkeits'bere<hnungen
fi.ir die Praxilr der werktiltigen Bauwelt sind mis stob ennlnsdü.

Die SdJriftle  n£i.
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